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Die Europäische Kommission beschloss am 5. Juli 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
gemäß Artikel 262 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und den Ausschuss der Regionen – Überwachung des Handels- und Vertriebsmarktes ‚Ein effizienterer und fairerer 
Binnenmarkt in Handel und Vertrieb bis 2020‘ “ 

KOM(2010) 355 endg. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 6. Januar 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 468. Plenartagung am 19./20. Januar 2011 (Sitzung vom 
20. Januar) mit 192 gegen 4 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA erkennt die Bedeutung des Einzelhandels für 
den Binnenmarkt sowie seinen Beitrag zur europäischen Wirt­
schaft insgesamt an. Angesichts des besonderen Charakters des 
Einzelhandels begrüßt der EWSA das ganzheitliche Konzept, das 
die Europäische Kommission in ihrem Bericht über die Über­
wachung des Handels- und Vertriebsmarktes entwickelt hat, und 
stimmt der Auffassung zu, dass eine Konzentration auf einzelne 
Bereiche vermieden werden sollte. 

1.2 Der EWSA bedauert, dass den KMU, die von grundlegen­
der Bedeutung im Hinblick auf Arbeitsplätze, Wertschöpfung 
sowie die Belebung von ländlichen Gebieten und Innenstädten 
sind, zuwenig Aufmerksamkeit geschenkt wird. Gemäß der Bin­
nenmarktakte sollten KMU und Maßnahmen, die es ihnen er­
möglichen, sich zu entwickeln und Arbeitsplätze zu schaffen, 
weitaus mehr Gewicht erhalten. 

1.3 In ganz Europa ist eine Konzentration umsatzstarker 
Einzelhandelsunternehmen zu verzeichnen, die durch ihre An­
gebotsstärke zunehmend Kunden anziehen (2005 waren mehr 
als 70 % des Lebensmittelmarktes in der Hand der fünf größten 
Einzelhandelsunternehmen). Zudem gibt es eine starke Konzen­
tration bei einigen Produkten, vor allem bei so genannten Must- 
Have-Produkten, auf deren Angebot Einzelhandelsunternehmen 
nicht verzichten können. 

1.4 In einer Marktwirtschaft ist es üblich, dass sämtliche 
Unternehmen, darunter landwirtschaftliche Betriebe, Sammel- 
und Verarbeitungsbetriebe, Lieferanten und Einzelhändler, ihre 
Verhandlungsmacht einsetzen. Der EWSA sieht mit Sorge, dass 
in einigen Ländern Maßnahmen zur Kontrolle der Preise bzw. 
Gewinnspannen ergriffen werden, was den Grundsätzen des 
freien Wettbewerbs und eines funktionierenden Binnenmarkts 
zuwiderläuft. 

1.4.1 Solche Regelungen können aus wichtigen sozialen und 
politischen Erwägungen, beispielsweise in den Bereichen Sozia­
les oder Umwelt, erforderlich sein, um den sozialen Zusammen­
halt oder den Umweltschutz zu gewährleisten. 

1.5 Auf dem Binnenmarkt sind zwischen den Mitgliedstaaten 
erhebliche Preisunterschiede bei ähnlichen Produkten zu ver­
zeichnen. Der EWSA empfiehlt, dass in jeglicher Studie über 
Preise hauptsächlich die Preistransmission und die Entwicklung 
der Gewinnspannen in der gesamten Lieferkette behandelt wer­
den. 

1.6 Der EWSA verweist darauf, dass die Handels- und Ver­
triebsmärkte – einschließlich der dort herrschenden vertragli­
chen Beziehungen – ihrem Wesen nach national sind und un­
terschiedliche rechtliche, wirtschaftliche, politische und kultu­
relle Merkmale aufweisen. Unter Würdigung der Bedeutung 
der Lebensmittelversorgungskette fordert der EWSA, dass offen­
kundig unlautere Praktiken in der gesamten Lebensmittelversor­
gungskette analysiert und in angemessener Form beseitigt wer­
den. 

1.7 Im Einzelnen fordert der EWSA die Kommission auf, zu 
prüfen, wie im Falle unlauterer vertraglicher Beziehungen auf 
einzelstaatlicher Ebene vorgegangen wird und wie die einschlä­
gigen Vorschriften durchgesetzt werden. Ferner verweist der 
EWSA darauf, wie wichtig es vor allem in Krisenzeiten ist, 
eine reibungslose Durchsetzung der geltenden Rechtsvorschrif­
ten zu gewährleisten, was in der Verantwortung der Mitglied­
staaten liegt, und macht deutlich, wo Maßnahmen ergriffen 
werden sollten und wenn ja, welche Ebene gemäß den Grund­
sätzen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit dafür am 
besten geeignet wäre.
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1.8 Der Einzelhandel spielt eine wichtige Rolle für die Be­
schäftigung und bietet vielen jungen, gering qualifizierten oder 
unqualifizierten Menschen einen Einstieg in den Arbeitsmarkt. 
Der Einzelhandel bietet zudem beträchtliche Chancen für Un­
ternehmer. 

1.9 Der EWSA fordert die Kommission deshalb auf, die 
selbstständige Erwerbstätigkeit, das Unternehmertum und die 
Entwicklung von Kompetenzen als Instrumente zur Bewältigung 
der Krise und zum leichteren Einstieg oder Wiedereinstieg in 
den Arbeitsmarkt zu fördern. 

1.10 Die Kommission bestimmt zu Recht Bereiche, in denen 
vorrangig Maßnahmen ergriffen werden müssen. Der EWSA 
fordert zudem die rasche Annahme von Vorschlägen und for­
dert die Europäische Kommission nachdrücklich auf, die Ent­
scheidungsfindung in einem Bereich, der zügige, praktische 
und spürbare Maßnahmen erfordert, zu beschleunigen. Ins­
besondere das neu geschaffene Hochrangige Forum für die Ver­
besserung der Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette 
sollte zum Dreh- und Angelpunkt für neue und im Entstehen 
begriffene Maßnahmen im Bereich der Agrar- und Ernährungs­
wirtschaft, einschließlich ausgewogenerer Beziehungen in der 
gesamten Lieferkette, werden. 

1.11. Darüber hinaus fordert der EWSA die Kommission auf, 
zu prüfen, inwieweit die Dienstleistungsrichtlinie umgesetzt 
wurde, und gegenüber den jeweiligen Mitgliedstaaten angemes­
sene Maßnahmen zu ergreifen. Der EWSA fordert die Kommis­
sion auch nachdrücklich auf, Maßnahmen in Bezug auf die 
Interbankenentgelte zu ergreifen, die als versteckte Besteuerung 
der Verbraucher wirken. 

2. Einleitung 

2.1 Die Europäische Kommission erkennt den hohen Stellen­
wert des Einzelhandels im Binnenmarkt an. Aufgrund der wirt­
schaftlichen Bedeutung, die dem Einzelhandel für die Europäi­
sche Union zukommt (4,2 % des BIP der EU, 17,4 Millionen 
Beschäftigte und 20 % der europäischen KMU sowie eine enge 
Verflechtung mit zahlreichen anderen Märkten), wurde diese 
Branche für eine besondere Überwachung ausgewählt. 

2.2 In dem Bericht über die Überwachung des Handels- und 
Vertriebsmarktes und dem beigefügten Arbeitspapier der Kom­
missionsdienststellen werden Fragen behandelt, die die wirt­
schaftliche, soziale und ökologische Leistung des Einzelhandels 
unter dem Gesichtspunkt des Binnenmarktes berühren. Dabei 
werden die Leistungen der Branche, neueste Trends sowie die 
Auswirkungen der Modernisierung auf andere Wettbewerber 
untersucht. Es werden Probleme ermittelt, die die Leistung der 
Einzelhändler auch mit Blick auf deren Geschäftspartner in den 
vor- und nachgelagerten Märkten beeinträchtigen. 

2.3 Als Grundlage für die in diesem Bericht vorgenommene 
Analyse der Branche wurde die Interaktion der Einzelhändler 
mit den Lieferanten (vorgelagerte Märkte) und den Verbrauchern 
(nachgelagerte Märkte) untersucht. Damit trägt die Kommission 
den komplexen Wechselbeziehungen Rechnung, die die Einzel­
händler eingehen müssen, damit sie den Verbrauchern das pas­
sende Produkt zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort und 
zum besten Preis anbieten können. 

2.4 Dem Bericht zufolge wird die Kommission auf der 
Grundlage von Konsultationen Maßnahmen festlegen, um das 
reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes in Bezug auf den 
Einzelhandel zu gewährleisten. Sie will den Einzelhändlern auf 
diese Weise helfen, den Binnenmarkt bestmöglich zu nutzen 
und ihre wirtschaftliche, soziale und ökologische Leistung zu 
verbessern. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Mit diesem Bericht erkennt die Europäische Kommission 
die Bedeutung des Einzelhandels für den Binnenmarkt sowie 
dessen Beitrag zu Wachstum, Beschäftigung und Nachhaltigkeit 
an. Im Gegensatz zu der allzu simplen Vorstellung, die häufig in 
Bezug auf die Branche herrscht, dass der Einzelhändler nämlich 
beim Bauern einkauft und an den Kunden verkauft, wird durch 
den in dem Bericht verfolgten Ansatz die komplexe Struktur der 
Lieferkette sowie der Wechselbeziehungen zwischen dem Einzel­
händler und seinen Geschäftspartnern hervorgehoben. So wird 
besser verständlich, wie Einzelhändler ihrer Aufgabe gerecht 
werden, den Verbrauchern das richtige Produkt zur richtigen 
Zeit am richtigen Ort und zum besten Preis zur Verfügung zu 
stellen, und welche Probleme damit verbunden sind. 

3.2 In dem Bericht wird darauf hingewiesen, welch großen 
Beitrag die Modernisierung im Einzelhandel in den vergangenen 
fünfzig Jahren zur Bekämpfung der Inflation und zur Steigerung 
der Auswahl für die Verbraucher geleistet hat. Der zunehmende 
Wettbewerb und die Konsolidierung im Einzelhandel haben zu 
niedrigeren Preisen, einer größeren Auswahl für die Verbraucher 
und vergleichsweise geringen Gewinnspannen (im Gegensatz zu 
anderen Branchen wie der verarbeitenden Industrie) geführt, was 
sich auf Wettbewerber, Gebietskörperschaften, Landwirte, Liefe­
ranten, Angestellte usw. ausgewirkt hat. 

3.3 Der EWSA bedauert, dass der Bericht möglicherweise zu 
sehr auf den Lebensmitteleinzelhandel ausgerichtet ist und es 
deshalb nicht gelingt, die Bedeutung von KMU (mehr als 95 % 
der Einzelhandelsunternehmen mit elf Millionen Beschäftigten), 
ihre besonderen Bedürfnisse und Probleme, einschließlich der 
Kundendienstleistungen, ihren Beitrag zur Belebung von Innen­
städten, ländlichen Gebieten und städtischen Randzonen, ihre 
Abhängigkeit von großen Herstellern sowie den Wettbewerb 
mit Lieferanten, die eigene Vertriebsnetze aufbauen, zu erfassen. 

3.4 In dem Bericht wird zudem die Bedeutung kooperativer 
Geschäftsmodelle in Form von Verbrauchergenossenschaften, 
vor allem im Lebensmitteleinzelhandel, nicht gewürdigt. 

3.5 In dem Bericht wird die Leistung des Einzelhandels an­
hand allgemeingesellschaftlicher Ziele, wie Erreichbarkeit und 
Erschwinglichkeit, untersucht. In der Praxis sind Einzelhändler 
jedoch einem intensiven Wettbewerb ausgesetzt, bei dem alle 
Unternehmen bestrebt sind, Kunden anzuziehen und ihnen ein 
gutes Preis/Leistungs-Verhältnis zu bieten. Die Entscheidungen 
von Einzelhändlern in Bezug auf Niederlassung und angebotene 
Dienstleistungen sind deshalb häufig eher Reaktionen auf Ent­
wicklungen des Marktes als auf allgemeingesellschaftliche Ziele. 
Misst man die Leistungen der Einzelhändler an den allgemein­
gesellschaftlichen Zielen, so übersieht man, dass der Einzelhan­
del wie jede andere Markttätigkeit auch eine Wirtschaftstätigkeit 
ist, die Gewinn abwerfen muss, wenn sie in der Marktwirtschaft 
bestehen will.
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3.6 Die Ansprüche der Verbraucher sind im Verlauf der Zeit 
immer weiter gestiegen und haben sich differenziert. Dies be­
dingt – im Verein mit dem Stellenwert des Wettbewerbs im 
Handel – die komplexe Struktur der Marktkräfte und ist die 
Ursache dafür, dass verschiedene Formen des Einzelhandels 
mit verschiedenen Formen des Kundendienstes nebeneinander 
existieren. Kleinere Formen des Einzelhandels können also Er­
folg haben, wenn sie besondere Dienstleistungen für konkrete 
Verbrauchergruppen erbringen. Mehr als elf Millionen Europäer 
sind in kleinen und mittelgroßen Einzelhandelsunternehmen tä­
tig. Deshalb ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Ent­
wicklung von KMU weiter gefördert wird, vor allem durch bes­
sere ordnungspolitische Rahmenbedingungen und die Reduzie­
rung des Verwaltungsaufwands. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Ein effizienterer und fairerer Handels- und Vertriebsbinnenmarkt 
für die Verbraucher 

4.1.1 Wichtigstes Element der Tätigkeit der Einzelhändler ist 
es, die Verbraucher mit einer großen Vielfalt von Produkten zu 
versorgen, die den Anforderungen an Qualität und Sicherheit 
zum günstigsten Preis genügen. Kennzeichnend für die Moder­
nisierung des Einzelhandels in den vergangenen zwanzig Jahren 
war ein schneller Konzentrationsprozess, aus dem große multi­
nationale Handelsketten hervorgingen, die in verschiedenen Län­
dern in und außerhalb der EU tätig sind. Die Folgen davon 
waren die Sättigung der Märkte der EU, der Einzug von Infor­
mations- und Kommunikationstechnologien, die Globalisierung, 
einschließlich des Vordringens auf andere Märkte, sowie die 
Verfügbarkeit einer größeren Auswahl an Produkten zu einem 
geringeren Preis für die Verbraucher (Erschwinglichkeit). 

4.1.2 Nach übereinstimmender Auffassung des EWSA und 
der Kommission sind die Ungleichgewichte in der Erreichbarkeit 
von Geschäften und das Erfordernis, ländliche Gebiete nicht 
veröden zu lassen, wichtige zu lösende Probleme. Einzelhändler 
lassen sich bevorzugt in Innenstädten oder Einkaufszentren am 
Stadtrand nieder, weshalb dafür gesorgt werden muss, dass die 
Stadtzentren nach wie vor für Lieferungen zugänglich sind. Die 
Bewohner ländlicher Gebiete verlassen sich zunehmend auf das 
Auto, um ihre täglichen Einkäufe zu erledigen, was Auswirkun­
gen auf die Umwelt hat und bedeutet, dass diejenigen, die sich 
kein Auto leisten können oder keinen Führerschein besitzen, 
nur eingeschränkten Zugang zu den Dienstleistungen des Ein­
zelhandels haben. 

4.1.3 Die Standortentscheidung eines Einzelhändlers hängt 
von mehreren Faktoren ab. Einer der wichtigsten ist eine mög­
lichst hohe Zahl potenzieller Kunden. Bereits dies erklärt, wa­
rum dünn besiedelte Gebiete weniger gut für Einzelhandels­
geschäfte geeignet sind als Innenstädte oder eigens zu diesem 
Zweck errichtete Einkaufszentren am Stadtrand. Um die Frage 
der Erreichbarkeit zu lösen, ist deshalb ein gründliches Verständ­
nis der Rahmenbedingungen für die Tätigkeit von Einzelhänd­
lern erforderlich. 

4.1.4 Wenn es Verbrauchern nicht ohne weiteres möglich ist, 
eine größere Auswahl an Einzelhandelsgeschäften zu erreichen, 
so ist dies auf wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Faktoren 
zurückzuführen, wie ordnungspolitische Rahmenbedingungen, 
einschließlich der Stadtplanung, sowie den Zugang der Einzel­
händler zum Immobilienmarkt. Andere Faktoren sind konkrete 

Vorschriften vor Ort, die die Aufnahme bestimmter Tätigkeiten 
oder die Existenz bestimmter Arten von Verkaufseinrichtungen 
beschränken, sowie möglicherweise übermäßig komplizierte und 
– trotz der Dienstleistungsrichtlinie – diskriminierende Geneh­
migungsverfahren. Zudem beschränken Regelungen, wonach der 
Verkauf sog. OTC-Arzneimittel bestimmten Monopolen vor­
behalten ist, den Wettbewerb und damit die Möglichkeit für 
Verbraucher, preisgünstige Medikamente zu kaufen. 

4.1.5 In den vergangenen zwanzig Jahren haben Geringver­
diener in hohem Maße davon profitiert, dass infolge der Mo­
dernisierung, des zunehmenden Wettbewerbs und der Globali­
sierung eine größere Auswahl an Produkten zu günstigeren 
Preisen verfügbar ist. Eine entscheidende Rolle hat dabei die 
Entwicklung von Handelsmarken gespielt, die im Schnitt rund 
30 % billiger als Herstellermarken sind. 

4.1.6 Aufgrund der im Einzelhandel üblichen Geschäfts­
modelle umfassen die Einzelhandelspreise die betrieblichen Kos­
ten und eine relativ kleine Gewinnspanne im Vergleich zu an­
deren Branchen, die mehr Gewinn erzielen. Der EWSA sieht mit 
Sorge, dass in einigen Ländern Maßnahmen zur Kontrolle der 
Preise bzw. Gewinnspannen ergriffen werden. Angesichts der 
großen Bedeutung sozialpolitischer Fragen können solche Rege­
lungen erforderlich sein, um den sozialen Zusammenhalt zu 
gewährleisten und Armut vorzubeugen. 

4.1.7 Auf dem Binnenmarkt sind zwischen den Mitgliedstaa­
ten erhebliche Preisunterschiede bei ähnlichen Produkten zu 
verzeichnen. Der EWSA empfiehlt, dass in jeglicher Studie 
über Preise hauptsächlich die Preistransmission und die Entwick­
lung der Gewinnspannen in der gesamten Lieferkette behandelt 
werden. Der EWSA stimmt außerdem mit der Kommission 
überein, dass die Preisbildung von verschiedenen Faktoren be­
einflusst wird. Außer den betrieblichen Kosten gehören dazu das 
durchschnittlich verfügbare Haushaltseinkommen, die Mehr­
wertsteuer, Transportkosten, Mieten, Ausgaben für Löhne und 
Gehälter, die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen, die 
Wettbewerbssituation und Geschäftspraktiken wie gebietsmäßig 
begrenzte Angebote sowie missbräuchliche Praktiken in der ge­
samten Lieferkette. Der EWSA fordert die Kommission auf, die 
Auswirkungen dieser Praktiken zu untersuchen und dafür zu 
sorgen, dass die betreffenden Waren auch in anderen Mitglied­
staaten bezogen werden können und die Verbraucher in den 
Genuss niedrigerer Preise, einer größeren Auswahl, höherer 
Qualität, alternativer Produkte usw. kommen. 

4.1.8 Wie der EWSA feststellt, haben Verbraucherumfragen 
ergeben, dass unabhängige vergleichende Informationen über 
die Angebote des Einzelhandels bereitgestellt werden müssen. 

4.1.9 Der EWSA ist auch der Auffassung, dass der elektro­
nische Geschäftsverkehr in einigen Gebieten zur Belebung des 
Wettbewerbs und damit zum Rückgang der Preise beitragen 
könnte, und ist besorgt darüber, dass er sich, insbesondere 
grenzübergreifend, nur langsam entwickelt. Der EWSA stellt 
fest, dass eines der Hindernisse für die Entwicklung des grenz­
übergreifenden elektronischen Geschäftsverkehrs, vor allem für 
KMU, das Fehlen einheitlicher Verbraucherschutzvorschriften in
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Europa ist, und fordert die europäischen Organe auf, rasch eine 
die Richtlinie über Verbraucherrechte im elektronischen Ge­
schäftsverkehr, die auf dem Ziel einer vollständigen Harmoni­
sierung in der am weitesten fortgeschrittenen Form beruht, zu 
erlassen. Diese Richtlinie darf die Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 169 Absatz 4 AEUV nicht daran hindern, strengere 
Maßnahmen zum Schutz der Verbraucher beizubehalten oder 
zu ergreifen. 

4.2 Ein effizienterer und fairerer Handels- und Vertriebsbinnenmarkt 
für die Händler 

4.2.1 Der EWSA stimmt der Feststellung zu, dass ein „Han­
dels- und Vertriebsbinnenmarkt […] es den wettbewerbsfähigen 
Händlern unabhängig von ihrer Größe ermöglichen [muss], ne­
beneinander am Markt zu bestehen und ihre Aktivitäten weiter­
zuentwickeln“. 

4.2.2 Bei der Eröffnung eines neuen Geschäfts ist der Stand­
ort von entscheidender Bedeutung, und mitunter müssen Einzel­
händler mehrere Jahre warten, bevor sie ein neues Geschäft in 
einem bestimmten Gebiet eröffnen und Arbeitsplätze schaffen 
können. Als mögliche Hindernisse für die Entwicklung kleiner 
Einzelhändler, die weiter untersucht werden müssen, wurden 
Schwierigkeiten beim Markteintritt sowie beim Zugang zum 
Immobilienmarkt ermittelt. Eine solche Untersuchung könnte 
auf der Grundlage leicht verfügbarer Informationen unter Be­
rücksichtigung der Verbraucherperspektive (Auswahl der be­
suchten Geschäfte), wettbewerbspolitischer Aspekte sowie der 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit durch­
geführt werden. 

4.2.3 Die Dienstleistungsrichtlinie, die bis zum 
31. Dezember 2009 in allen Mitgliedstaaten umgesetzt werden 
sollte, sollte bestimmte diskriminierende Praktiken bei der Ertei­
lung von Niederlassungsgenehmigungen beseitigen. In der Praxis 
werden jedoch neue Hürden errichtet. In einigen Fällen werden 
stadtplanerische Vorschriften missbraucht, um den Wettbewerb 
zu kontrollieren und die Niederlassung von bestimmten Einzel­
handelsgeschäften oder Unternehmen zu begünstigen. Der 
EWSA fordert die Kommission auf, zu prüfen, inwieweit die 
Dienstleistungsrichtlinie umgesetzt wurde, und gegenüber den 
jeweiligen Mitgliedstaaten angemessene Maßnahmen zu ergrei­
fen. 

4.2.4 Ein weiteres Problem, mit dem Einzelhändler konfron­
tiert sind, ist das Fehlen eines transparenten und wettbewerbs­
fähigen Zahlungsverkehrsbinnenmarktes. Die gegenwärtigen 
Praktiken der Zahlungskartensysteme sind wettbewerbswidrig 
und verstoßen gegen einen wichtigen Grundsatz des Binnen­
marktes. Die Interbankenentgelte wirken wie eine versteckte 
Besteuerung von Einzelhändlern, vor allem Kleinstunternehmen 
im Einzelhandel. Der Einheitliche Euro-Zahlungsverkehrsraum 
(SEPA), dessen Kernstück die Interbankenentgelte sind, wird 
dazu führen, dass die billigen und effizienten nationalen Debit­
kartensysteme verschwinden. Der Kartenmarkt wird deshalb auf 
ein Duopol schrumpfen, was zu höheren Interbankenentgelten 
zum Nachteil der Verbraucher führen wird. Der EWSA fordert 
die Kommission auf, Maßnahmen in Bezug auf die Interbanken­
entgelte zu ergreifen, die als versteckte Besteuerung der Verbrau­
cher wirken. 

4.3 Ein effizienterer und fairerer Handels- und Vertriebsbinnenmarkt 
für die Lieferanten 

4.3.1 Als Erbringer von Dienstleistungen bieten die Einzel­
händler den Lieferanten Zugang zu ihrem Vertriebsnetz, ganz 
gleich, ob es aus einem einzigen Geschäft besteht oder sich über 
die gesamte EU spannt. Solche Dienstleistungen sind beispiels­
weise eine besondere Platzierung im Regal, Werbung und logis­
tische Maßnahmen usw. Dies alles hat seinen Preis und wird oft 
gesondert in Rechnung gestellt. 

4.3.2 Der Einzelhandel ist nur eine Form des Vertriebs, die 
den Lieferanten zur Verfügung steht. Ohne Einzelhändler wür­
den nur wenige Hersteller in der Lage sein, große Vertriebsnetze 
aufzubauen, und die Verbraucher wären mit einer weniger gro­
ßen Auswahl und höheren Preisen konfrontiert. In der Liefer­
kette kommt es jedoch auf alle Glieder an, da es ohne Aus­
gangsprodukte keine Verarbeitung gäbe, und ohne Verarbeitung 
keinen Vertrieb. Aus diesem Grund sollte die EU nach Auffas­
sung des EWSA unbedingt die erforderlichen Vorkehrungen 
treffen, um eine wirkliche Ausgewogenheit in der Handels- 
und Vertriebskette der Produkte zu gewährleisten. 

4.3.3 In ganz Europa ist eine Konzentration umsatzstarker 
Einzelhandelsunternehmen zu verzeichnen, die durch ihre An­
gebotsstärke zunehmend Kunden anziehen (2005 waren mehr 
als 70 % des Lebensmittelmarktes in der Hand der fünf größten 
Einzelhandelsunternehmen). Zudem gibt es eine starke Konzen­
tration bei einigen Produkten, vor allem bei so genannten Must- 
Have-Produkten, auf deren Angebot Einzelhandelsunternehmen 
nicht verzichten können. Durch einen ausgeprägten Wettbewerb 
zwischen den Einzelhändlern wird der Druck in der Vertriebs­
kette im Hinblick auf die Senkung der Preise und Gewinnspan­
nen verstärkt. In einer offenen Marktwirtschaft ist es üblich, dass 
Unternehmen ihre Verhandlungsmacht einsetzen. Davon ma­
chen alle Gebrauch, sowohl Einzelhändler als auch deren Liefe­
ranten. Wenn dies jedoch zu einer missbräuchlichen Praxis wird, 
muss diese Vorgehensweise auf jeden Fall vom Markt verbannt 
werden. Gegenüber den Herstellern so genannter Must-Have- 
Produkte, ob große oder kleine, haben Einzelhandelsunterneh­
men, auch große Unternehmen, jedoch keine Verhandlungs­
macht. So haben auch kleine und mittlere Lieferanten bei be­
stimmten Produktgruppen keine Verhandlungsmacht gegenüber 
großen Einzelhandelsunternehmen. Berichten zufolge wagen es 
Wirtschaftsbeteiligte der Lieferkette aus Furcht vor Repressalien 
nicht, sich zu beschweren. Der EWSA bestärkt kleine Einzel­
handelsunternehmen darin, sich zu Einkaufsallianzen zusam­
menzuschließen, um ihre Verhandlungsmacht gegenüber den 
Lieferanten zu stärken, bessere Bedingungen auszuhandeln und 
den Wünschen der Verbraucher stärker zu entsprechen. Der 
Missbrauch von Nachfragemacht sollte verurteilt werden. Der 
EWSA fordert eine ordnungsgemäße Durchsetzung der Wett­
bewerbsvorschriften gegenüber allen Beteiligten der Vertriebs­
kette. 

4.3.4 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat 
zwei Stellungnahmen zur Funktionsweise der Lebensmittelver­
sorgungskette verabschiedet ( 1 ), in denen er einen Verhaltens­
kodex auf nationaler Ebene sowie gegebenenfalls die Ernennung 
eines Schlichters empfiehlt. Auch das Europäische Parlament,
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der spanische EU-Ratsvorsitz und die Europäische Kommis­
sion ( 2 ) haben zahlreiche Empfehlungen für ein besseres Funk­
tionieren der Lebensmittelversorgungskette abgegeben. Der 
EWSA begrüßt zudem die Einrichtung des Hochrangigen Fo­
rums ( 3 ) für die Verbesserung der Funktionsweise der Lebens­
mittelversorgungskette, mit dem eine Arbeitsgruppe zum Thema 
Vertragspraktiken zwischen den Unternehmen in der Lebens­
mittellieferkette geschaffen wird. 

4.3.5 Der EWSA verweist darauf, dass die Handels- und Ver­
triebsmärkte – einschließlich der dort herrschenden vertragli­
chen Beziehungen – ihrem Wesen nach national sind und un­
terschiedliche rechtliche, wirtschaftliche, politische und kultu­
relle Merkmale aufweisen. Geschäftliche Beziehungen werden 
gewöhnlich auf nationaler Ebene durch Vorschriften, Rechtspre­
chung und/oder einen Verhaltenskodex geregelt. Viele Mitglied­
staaten haben versucht, bestimmte Vorgehensweisen zu unter­
binden. Oft jedoch haben derartige Bemühungen zur Errichtung 
neuer Hürden geführt, indem die Möglichkeiten der Niederlas­
sung ausländischer Unternehmen in einem bestimmten Land 
unter Verstoß gegen die Grundsätze des Binnenmarktes be­
schränkt wurden. Der EWSA fordert, dass offenkundig unlautere 
Praktiken in der gesamten Lieferkette analysiert und angemessen 
beseitigt werden. Im Einzelnen fordert der EWSA die Kommis­
sion auf, zu prüfen, wie im Falle unlauterer vertraglicher Bezie­
hungen auf einzelstaatlicher Ebene vorgegangen wird und wie 
die einschlägigen Vorschriften durchgesetzt werden. Nur im 
Rahmen einer solchen Untersuchung könnte ermittelt werden, 
wie wirksam die einzelstaatlichen Konzepte sind, ob Maßnah­
men ergriffen werden sollten und wenn ja, welche Ebene gemäß 
den Grundsätzen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit 
dafür am besten geeignet wäre. Ferner verweist der EWSA da­
rauf, wie wichtig es vor allem in Krisenzeiten ist, eine reibungs­
lose Durchsetzung der geltenden Rechtsvorschriften zu gewähr­
leisten, was in der Verantwortung der Mitgliedstaaten liegt. 

4.3.6 Um eine ausreichende Auswahl für die Verbraucher 
bereitzuhalten, ihre Alleinstellung zu sichern und ihr Ansehen 
vor Ort zu heben, haben Einzelhandelsunternehmen Eigenmar­
kenprodukte entwickelt, für die sie Herstellerhaftung eingehen. 
Der Erfolg dieser Produkte beruht auf einer breiten Akzeptanz 
der europäischen Verbraucher, von denen fast 80 % ( 4 ) der Auf­
fassung sind, dass diese Handelsmarken eine gute Alternative zu 
anderen Marken darstellen. 

4.3.7 Produktpaletten unter der Handelsmarke von Einzel­
handelsunternehmen werden gemeinsam mit den Lieferanten, 
in der Mehrzahl KMU, entwickelt. Die Europäische Kommission 
stellt fest, dass sich diese Partnerschaften, die auf einer Zuliefer­
beziehung beruhen, häufig als außerordentlich stabil und dauer­
haft erwiesen haben. Die Lieferanten profitieren von Verbrau­
cherdaten und erhalten Anreize für weitere Innovationen und 

einen breiteren Marktzugang. Allerdings gibt es Bedenken im 
Hinblick auf ihre Auswirkungen auf Innovation, Wettbewerb, 
Entwicklung von KMU und Auswahl für den Verbraucher. Der 
EWSA fordert die Kommission auf, die Auswirkungen von Han­
delsmarken auf die Lieferanten, den Wettbewerb, die Innovation 
und die Kaufentscheidung der Verbraucher zu untersuchen. 

4.4 Ein effizienterer und fairerer Handels- und Vertriebsbinnenmarkt 
für die Beschäftigten 

4.4.1 Der Einzelhandel spielt eine wichtige Rolle für die Be­
schäftigung und bietet vielen jungen, gering qualifizierten oder 
unqualifizierten Menschen einen Einstieg in den Arbeitsmarkt. 
Der Einzelhandel beruht in hohem Maße auf flexiblen Arbeits­
mustern, die es ermöglichen, sich täglich, wöchentlich oder 
saisonal der Kundennachfrage anzupassen. Der starke Preiswett­
bewerb verursacht Druck in Richtung einer Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten der Beschäftigten, die mit der Organisation ihres 
Privatlebens oftmals unvereinbar geworden ist. Daher sollte im 
Rahmen der Rechtsvorschriften und Tarifvereinbarungen jene 
Flexibilität ermittelt werden, die mit den organisatorischen Er­
fordernissen des Unternehmens ebenso wie mit den individuel­
len Bedürfnissen der Beschäftigten vereinbar ist, um ein effekti­
ves Gleichgewicht zwischen Berufs- und Privatleben zu errei­
chen. Der Anteil weiblicher Arbeitskräfte ist deshalb im Einzel­
handel höher als in anderen Branchen, und auch Teilzeitbeschäf­
tigung spielt eine wichtige Rolle. Der Einzelhandel bietet zudem 
beträchtliche Chancen für Unternehmer. 

4.4.2 Der EWSA fordert die Kommission deshalb auf, die 
selbstständige Erwerbstätigkeit, das Unternehmertum und die 
Entwicklung von Kompetenzen als Instrumente zur Bewältigung 
der Krise und zum leichteren Einstieg oder Wiedereinstieg in 
den Arbeitsmarkt zu fördern. Der EWSA fordert die Branchen­
unternehmen auf, die einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen 
Vorschriften in Bezug auf Chancengleichheit und Gleichstellung 
zur Anwendung zu bringen, um die qualitative und quantitative 
Entwicklung der Beschäftigung von Frauen in dieser Branche zu 
unterstützen. 

4.4.3 Die gegenwärtige Finanzkrise und das gemäßigte Kon­
sumverhalten haben in allen europäischen Ländern zu Schlie­
ßungen, Umstrukturierungen, Fusionen und Übernahmen von 
Handelstätigkeiten geführt. Daher ist das Risiko der Langzeit­
arbeitslosigkeit weiterhin hoch. Der EWSA fordert die Kommis­
sion deshalb auf, die selbständige Erwerbstätigkeit und die fach­
liche Kompetenzentwicklung der Beschäftigten als Instrumente 
zur Bewältigung der Krise und zur Ermöglichung des Wieder­
einstiegs in den Arbeitsmarkt zu fördern. 

4.4.4 Sowohl in Europa insgesamt als auch in den einzelnen 
Mitgliedstaaten besteht eine lange Tradition der Tarifverhand­
lungen im Handel. Die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Ländern sind auf verschiedene Kulturen und Traditionen im 
Hinblick auf das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern zurückzuführen, weshalb jede in diesem Bereich ge­
plante Maßnahme dem Grundsatz der Subsidiarität entsprechen 
sollte. Der EWSA ruft die Mitgliedstaaten und die Kandidaten­
länder auf, den sozialen Dialog zwischen den Partnern und eine 
Struktur der Arbeitsbeziehungen in der Branche zu entwickeln.
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4.4.5 Nicht angemeldete Erwerbstätigkeit und Schattenwirt­
schaft sind große Probleme, die dringend in Angriff genommen 
werden müssen, da sie aufgrund der Steuer- und Beitragshin­
terziehung unlauteren Wettbewerb zwischen Unternehmen ver­
ursachen und negative Auswirkungen auf die Arbeitsbedingun­
gen der Beschäftigten haben, insbesondere im Hinblick auf den 
Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz. Der 
EWSA fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 
Maßnahmen zur Vereinfachung und Reduzierung der Verwal­
tungsformalitäten insbesondere für Klein- und Kleinstunterneh­
men zu ergreifen und das Bewusstsein für die Vorteile regulärer 
Beschäftigungsverhältnisse zu fördern. 

4.4.6 Der EWSA fordert eine offene Diskussion mit den So­
zialpartnern über die Praxis des Franchising und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen gegen die Schattenwirt­
schaft zu verstärken, da diese eine zunehmende Diskriminierung 
und unlauteren Wettbewerb zu Lasten von KMU mit sich 
bringt. 

4.4.7 Die Modernisierung, die technische Entwicklung und 
die verstärkte Nutzung von IKT im Einzelhandel haben zu ei­
nem zunehmenden Missverhältnis zwischen den im Einzelhan­
del erforderlichen und den beim Personal tatsächlich vorhande­
nen Qualifikationen geführt. Der EWSA macht die Kommission 
darauf aufmerksam, dass Arbeitnehmer während ihrer gesamten 
beruflichen Laufbahn bzw. während ihres gesamten Arbeits­
lebens besser qualifiziert werden müssen. Der EWSA fordert 
die Sozialpartner im Handel in diesem Zusammenhang auf, 
ihre Zusammenarbeit zur Beseitigung des Missverhältnisses zwi­
schen dem Bedarf der Unternehmen und den Fachkenntnissen 
der Beschäftigten im Handels- und Vertriebssektor zu vertiefen, 
indem branchenspezifische Lösungen und Instrumente ent­
wickelt werden, um die Auswirkungen neuer Technologien auf 
Qualifikationen und Beschäftigung vorauszusehen und zu be­
wältigen. 

4.4.8 Die soziale Verantwortung der Unternehmen hat im 
Einzelhandel eine lange Tradition. Seit vielen Jahren haben Han­
delsunternehmen in vielerlei Hinsicht verantwortungsvolle Prak­
tiken eingeführt und angewandt. Dies betrifft nicht nur soziale 
und ökologische Fragen, sondern auch andere Bereiche wie Ge­
sundheitsfürsorge, Produktsicherheit und Fragen der Vertriebs­
kette oder das Engagement vor Ort. 

4.4.9 Der EWSA hält es wie die Kommission für unverzicht­
bar, sich mit der Frage des Preiswettbewerbs auseinanderzuset­
zen, die starken Druck auf die Lohnkosten und auf die Arbeits­
zeiten der Beschäftigten ausübt. Zu diesem Zweck schlägt er der 
Kommission vor, in einer spezifischen Studie zu untersuchen, 
wie sich die (auch sonntäglichen) Öffnungszeiten von Geschäf­
ten auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung vor Ort, auf 
das Niveau des Dienstleistungsangebots für die Verbraucher und 
auf die Lebensqualität der Beschäftigten auswirken. 

4.4.10 In der Branche sind unlauterer Wettbewerb und So­
zialdumping zwischen Handelsbetrieben unabhängig von ihrer 
Größe immer noch häufig zu finden, was daran liegt, dass die 
von Land zu Land unterschiedlichen arbeitsrechtlichen Vor­
gaben und Tarifverhandlungen zu unterschiedlichen Investiti­
onspolitiken und unterschiedlichen Wirtschafts- und Entwick­
lungsmodellen führen. Der EWSA ruft die Sozialpartner auf, 
im Rahmen des europäischen sozialen Dialogs eine Debatte 
anzustoßen, um zu ermitteln, welche politischen Maßnahmen 
zu ergreifen sind, um den wirtschaftlichen, sozialen und terri­
torialen Zusammenhalt zu fördern und jene Hindernisse zu 
beseitigen, die einer harmonischen Entwicklung und einem fai­
ren Wettbewerb der Branche in Europa im Wege stehen. Zu 
diesem Zweck sollte die Kommission diese Initiative unterstüt­
zen und die entsprechenden Maßnahmen einleiten, um jene 
Verhaltensweisen zu unterbinden, welche die Verwirklichung 
und das reibungslose Funktionieren eines fairen, effizienten 
und entwicklungsorientierten Binnenmarkts behindern. 

4.4.11 Die finanzielle Beteiligung der Arbeitnehmer spielt im 
Einzelhandel eine zunehmend wichtige Rolle, insbesondere bei 
den größeren europäischen Einzelhandelsunternehmen, und gibt 
den Beschäftigten die Möglichkeit einer stärkeren Mitsprache bei 
Fragen der Qualität der Beschäftigung, der Motivation und der 
Arbeitsbedingungen. Die Kommission sollte dieses Instrument 
im Rahmen ihrer Überwachung des Sektors prüfen. 

4.5 Ein effizienterer und fairerer Handels- und Vertriebsbinnenmarkt 
für künftige Generationen 

4.5.1 Der EWSA erkennt an, wie wichtig der Einzelhandel 
für die Förderung nachhaltigerer Verbrauchs- und Produktions­
muster in der EU ist. Er verweist darauf, dass die direkten Aus­
wirkungen des Einzelhandelsverkaufs an sich überbewertet wer­
den, er jedoch indirekt – als Form der engsten Beziehung zwi­
schen Verbraucher und Hersteller – erhebliche Auswirkungen 
hat. Der EWSA begrüßt das Einzelhandelsforum, das die Auf­
gabe hat, den Austausch über bewährte Verfahren unter den 
Einzelhändlern sowie zwischen dem Einzelhandel und den an­
deren Beteiligten zu konkreten Fragen zu ermöglichen. Der 
EWSA würdigt ferner die Arbeit des Runden Tisches zur Nach­
haltigkeit in Produktion und Verbrauch. 

4.5.2 Der EWSA weist die Kommission darauf hin, dass Ko­
härenz zwischen verschiedenen politischen Zielen, wie der Um­
weltpolitik und dem Binnenmarkt, hergestellt werden muss. In 
den vergangenen Jahren ist es zu Konflikten gekommen, und 
immer öfter wurden Umweltschutzgründe höher gewichtet als 
die Grundsätze des Binnenmarktes. Ferner warnt der EWSA vor 
einer möglichen Verlagerung der Haftung vom Hersteller auf 
den Einzelhändler. 

Brüssel, den 20. Januar 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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